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Beschlussempfehlung 

an die Stadtverordnetenversammlung 

 

Geschlechtergerechte Sprache in der Verwaltung 

Antrag der SPD-Fraktion 

- 101.18.1608 - 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Dr. Schnell 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Wir bitten die Stadtverwaltung, zukünftig geschlechtsumfassende 

Formulierungen zu verwenden. 
 

Wir wollen damit der Vielzahl geschlechtlicher Identitäten Rechnung tragen und 

eine neue Formulierung schrittweise in E-Mails, Präsentationen, Broschüren, 

Presseartikeln, Drucksachen, Hausmitteilungen, Flyern, Briefen, Formularen und 

Rechtstexten umsetzen, wenn sie neu aufgelegt werden. 

 

Die wichtigste Grundregel ist, überall da, wo es möglich ist, 

geschlechtsumfassende Formulierungen zu verwenden. 

 

Erst in zweiter Linie, wenn eine solche Formulierung nicht möglich ist, wird das 

sicherlich auffälligste Mittel – der "Gender Star" – eingesetzt. Das Sternchen* 

zwischen der maskulinen und femininen Endung soll in der Schriftsprache als 

Darstellungsmittel aller sozialen Geschlechter und Geschlechtsidentitäten 

dienen und hebt gezielt den Geschlechterdualismus auf. Beim Vorlesen wird der 

Gender Star durch eine kurze Atempause gekennzeichnet. Er ersetzt das bisher 

verwendete Binnen-I. 

 

Geschlechtsumfassende Formulierungen und der "Gender Star" helfen, die 

häufig umständlich anmutenden Formulierungen in der Paarform zu kürzen – 

und gewährleisten gleichzeitig die Ansprache aller Geschlechter, auch jenseits 

der Kategorien Frau oder Mann. 

Die genauen Regelungen sollen unter Beteiligung des Gesamtpersonalrates und 

des Frauenbüros erarbeitet werden. Beispielgebend ist die Stadt Hannover zu 

nennen. 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: SPD, B90/Grüne, Kasseler Linke 

Ablehnung: CDU, AfD, FDP+FW+Piraten 

Enthaltung: -- 

den  



 

Beschluss der 37. Sitzung des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung vom 12. März 

2020 
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Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag der SPD-Fraktion betr. Geschlechtergerechte Sprache in der 

Verwaltung, 101.18.1608, wird zugestimmt.  

 

 

 

 

 

Stefan Kortmann Cenk Yildiz 

Vorsitzender  Schriftführer 




